
Das nachStehende Protokoll wurde m1t emem Diktlergerat auf Kassette aufge­
nommen. D1e Ubertragung lautet 

Niederschrift über d1e offentliehe S1tzung der 2. Z1v1lkammer des Landgenchts 
Gießen 

Az: 2 0 403/13 Gießen, 16 12.2014 

Gegenwärtig: 
EliliG[Gf\NGEN .. 

Vors R1chter am LG Dr. Nierwetberg 
als E1nzelnchter 

Ohne Hinzuziehung emer Protokollführerin 

ln dem Rechtsstreit 

Prof. Dr. Aris Christidis 

gegen 

Rechtsanwältin Dr. Ulrike Stenger 

erscheinen bei Aufruf der Sache: 

0 Z. JAN. 2015 

- der Klager mit se1nem Beistand, Frau Andrea Jacob, sow1e Rechtsanwalt 
Saschenbrecker, Ettllngen, 

- d1e Beklagte 1m Belstand von Frau Barbei Schaffer 

D1e Kammer g1bt 1m Anschluss an d1e bere1ts 1m letzten Termin gestellten Anträ­

ge und d1e dort erfolgte Erorterung der Sach- und Rechtslage Gelegenheit zu 

moglichen we1teren Ausfuhrungen. 

Der Klager außert SICh personlieh 

Sodann w1rd das Wortsemem Beistand, Frau Jacob, erteilt. 

Auch sie außert sich persönlich 
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Sie überreicht abschließend e1n Konvolut von Schriftstücken, aus denen s1ch 

nach Ihrem Vortrag ergeben soll, dass es s1ch be1m Tun der Beklagten um eine 

Denunziation gehandelt habe. 

Nunmehr außert sich die Beklagte persönlich 

Auch der Belstand der Beklagten, Frau· Barbei Schaffer, erhalt Gelegenhell zur 

Außerung, 

sie außert s1ch n1cht 

B. u. v.:. 

E1ne Entscheidung ergeht ani Ende der S1tzung. 

Bei Wiederaufruf der Sache am Ende der S1tzung erscheint n i e m a n d 

Es w1rd- durch Bezugnahme auf den Tenor- verkundet 

URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 

D1e Klage wird abgewiesen 

Die Kosten des Rechtsstreits hat der Klager zu tragen 

Das Urte1l ist vorlauf1g vollstreckbar. Der Klager kann die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung 1n Hohe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren 
Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung S1cherhe1t 1n 
Hohe von 11 0 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Dr. Nierwetberg Rudolph 
fur d1e R1cht1gkell 
der Tonubertragung 
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Landgericht Gießen 

Aktenzeichen: 2 0 403/13 

Laut Protokoll 
verkündet am: 
16 12 2014 

Es w1rd gebeten, be1 allen Emgaben das 
vorstehende Aktenzeichen anzugeben 

Rudolph, Justizangestellte 
Urkundsbeamtm/-beamter der Gesthaftsstelle 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

ln dem Rechtsstreit 

Prof Dr Ans Chnst1d1s, Pestalozz1str 68, 35394 G1eßen, 

Prozessbevollmacht1gter Rechtsanw Themas Saschenbrecker 
Fnednchstr 2, 76275 Ettllngen, 

gegen 

Dr. Ulnke Stenger, Vetzberger Weg 19, 35435 Wettenberg, 

Prozessbevollmacht1gte Rechtsanw Dr Ulnke Stenger 
Vetzberger Weg 19, 35435 Wettenberg, 
Geschaftsze1chen 00099-13 

hat d1e 2 Z1v1lkammer des Landgenchis G1eßen 
durch den Vorsitzenden R1chter am Landgenchi Dr N1erwetberg als Einzelnehier 
aufgrundder mundliehen Verhandlung vom 16.12 2014 

für Recht erkannt: 

ZP 11- Urschnft und Ausfertigung e.nes Urte•ls (EU_CU_OO DOT)- (11 09)2 

Klag er 

Beklagte 



; 

D1e Klage w1rd abgewiesen 

D1e Kosten des Rechtsstreits hat der Kleiger zu tragen. 

Das Urte1l 1st vorlaufig vollstreckbar Der Klager kann die Vollstreckung durch Sicherheits­
leistung 1n Hohe von 110 % des aufgrund des·Urtelis vollstreckbaren Betrages abwenden, 
wenn nicht d1e Beklagte vor der Vollstreckung S1cherhe1t in Höhe von 110 % des Jeweils 
zu vollstreckenden Betrages leistet 
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Tatbestand: 

Der Klager verlangt Unterlassung der .Weitergabe sow1e Widerruf von Außerungen der 

Beklagten gegenuber' dem Amtsgericht Gießen, daruber hmaus auch entsprechendes 

Schmerzensgeld wegen der dadurch begrundeten Verletzung se1nes Personlichkeltsrech­

tes. 

Am 22 8 2007 wurde der Klager von se1ner Ehefrau, Frau Eva \rene Bachmann, rechts­

kraffig geschieden Rechtsvertretenn der geschiedenen Ehefrau war d1e beklagte Rechts­

anwaltm 1n verschiedenen mit der Ehescheidung zusammenhängenden Verfahren Im Wel­

teren Verlauf lebte der Beklagte zusammen m1t seiner Lebensgefahrtin, Frau Andrea 

Jacob, 1m Hause Pestalozz1straße 68, G1eßen. Im April 2010 trennte sich der Sohn der 

Frau Jacob, Herr Denn1s Musa\, von se1ner Ehefrau Susanne Musa\ und zog mit den bel­

den ehelichen Kindern Dav1d und Susan be1 seiner Mutter ein Auf Betre1ben von Frau 

Susanne Musa\ ordnete das Fami11engencht Gießen mit Beschluss vom 21 5.2010 an, 

dass Denn1s Musa\ die K1nder an Susanne Musa\ herauszugeben habe Mangels Heraus­

gabe erstattete Frau Susanne Musa\ am 26.5.2010 Strafanze1ge wegen Entziehung Mln­

derjahriger Im Zuge der entsprechenden behordlichen Ermittlungen gab Frau Jacob an, 

n1cht zu w1ssen, wo s1ch 1hr Sohn befinde, we1l Denn1s Musa\ m1t den K1ndern 1n Urlaub 

gefahren und s1ch flir längere Ze1t an emem unbekannten Ort 1m Center-Park 1m Hoch­

sauerlandkreis aufhielt, wo er telefonisch nicht zu erreichen war. Weiterhin te1\te Frau Ja­

cob dem Fam1l1engencht per E-Ma1\ vom 12.6.2010 m1t, Denn1s Musa\ habe von 1hr Geld 

fllr e1nen v1erwoch1gen Urlaub erhalten. 

Im we1teren Verlauf gab die Beklagte eme schnft\1che Information an die Fam111enr1chtenn 

am Amtsgenchi G1eßen, Frau Keßler-Bechthold, wonach der Beklagte e1nen Pkw, Typ 

Toyota Corolla Komb1, amtliches Kennzeichen GI-LM 234, fahre und eine Wohnung 1n 

Thessalomkl, Gnechenland, habe Daraufhin kam es zu e1nem Vermerk des R1chters am 

Amtsgenchi Wendel vom 23.6.2010 (vgl Anlage zum Protokoll vom 11 2.2014, BI. 69 

d A) sowie einem entsprechenden Beschluss vom 23 6 2010 (Az 5607 Gs - 605 Js 

13808/10, vgl Anlage zum Protokoll vom 16 12 2014, BI 202 f d. A.) betreffend d1e 

Durchsuchung der Wohnung der Frau Jacob und des Herrn Dennis Musa\ sowie e1nem 

Beschluss des Amtsgenchis Gießen, Fam111engencht, selben Datums (Az 247 F 1068/10 

EASO, vgl. Anlage zum Protokoll vom 16.12 2014, BI. 199 ff. d A ), 1n welchem dem Be­

klagten und Frau Jacob vor\auf1g verboten wird, den Aufenthaltsort des (we1teren) Kmdes 
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Julia Musal 1ns Ausland zu verandern. Der Kläger behauptet, d1e Beklagte habe das 

Kennzeichen semes Pkw (es lautet nchtig unstre1t1g· GI-YL 243) bewusst unnchtig ange­

geben Zweck der Angaben se1 allein d1e Denunziation des Klagers bezuglieh e1ner angeb­

lichen Kindesentführung gewesen. Die Beklagte habe diese Informationen als Veriretenn 

der geschiedenen Ehefrau des Beklagten 1n der Ehescheidungssache (AG G1eßen, 24 F 

1196/06) w1e auch 1n den Folgesachen Zugewinn und Unterhalt erfahren. Er ist der Auf- _ 

fassung, es handele s1ch 1nsowe1t um d1e unbefugte Weitergabe von "Soz1aldaten", Insbe­

sondere um Verstoße gegen § 28 Abs. 1 Nr 2, 35 BDSG, wie auch gegen § 353 d StGB 

Der Klagerstellt folgende Antrage: 

1 D1e Beklagte w1rd verurteilt, die Verbreitung von aus den Familienverfahren Bach­

mann I Christidis erlangten Kenntnisse zur Person des Klagers und dessen 

Lebensumstande gegenuber Dritten zu unterlassen, Insbesondere es zu unterlas­

sen, an Dntte Kenntnisse dahingehend weiterzugeben, der Klager fahre mit einem 

Pkw Toyota Corolla Kombi m1t dem Kennzeichen GI-LM 234 und habe in Thessalo­

nlki unter der Ansehr1ft PI Navavinon 7 (3 oder 4 Stock), 54622 Thessaloni­

ki/Griechenland, e1ne Wohnung D1e Beklagte wird we1terh1n verurteilt, d1e entspre­

chenden Behauptungen gegenüber dem Amtsgenchi G1eßen zu widerrufen 

2. Die Beklagte wird verurteilt, a'n den Kläger als 1mmatenellen Schadenersatz eine 

Entschadigung zu zahlen, deren Hohe in das Ermessen des Gerichts gestellt w1rd 

und die nicht unter 1 500,00 € liegen soll, nebst Zinsen 1n Höhe von 5 Prozentpunk­

ten uber dem Basiszins se1t Klagezustellung 

D1e Beklagte beantragt, 

d1e Klage abzuweisen. 

D1e Beklagte behauptet, sie habe d1e entsprechenden Informationen n1cht aus nicht­

offentliehen Verfahren, sondern 1m Zuge eines Mandatsverhältnisses m1t bezuglieh 1hrer 

Herkunft bestehender entsprechender anwaltl1cher Schwelgepflicht erhalten Im Ubrigen 

habe es seinerzeit kein Zugewinnausgleichsverfahren des Klagers und semer gesch1ede-
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nen Ehefrau gegeben, wahrend Unterhaltsverfahren seinerzeit noch gesetzlich öffentlich 

gewesen seien Ferner habe sie die Angaben 1m Rahmen eines formliehen Verfahrens 1n 

Wahrnehmung berechtigter Interessen gemacht "Sozialdaten" lagen schon deswegen 

n1cht vor, weil s1e keine entsprechende "Stelle" sei 

Wegen we1terer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes w1rd auf die gewechselten 

Sehnfisatze sow1e d1e Protokolle vom 11 2 2014 und vom 16 12.2014 nebst Anlagen Be­

zug genommen. 

D1e Kammer hat die Parteien sowie den Beistand des Klägers ausführlich personlieh ge­

hort. S1e hat den Klager bere1ts 1m Term1n vom 11.2 2014 auf Bedenken gegen die Nach­

vollziehbarkeit se1nes Vortrages hingewiesen, dass d1e Beklagte bewusst falsche Angaben 

gemacht habe (vgl Se1te 4 unten des Protokolls vom 11 2 2014, BI 66 d A) 

Entscheidungsqründe: 

Die Klage 1st n1cht begrundet Die geltend gemachten Anspruche (§§ 1004 analog, 823, 

253 Abs 2 BGB) stehen dem Klagerauf der Grundlage seines e1genen Tatsachenvortra­

ges nicht zu. D1e Angaben der Beklagten gegenuber dem Amtsgericht Gießen erfüllen da­

nach Insbesondere n1cht den Tatbestand eines rechtwidngen Eingriffs 1n das allgeme1ne 

Personlichkeitsrecht des Klägers. 

D1e Angabe zur Wohnung des Klägers 1n Thessalon1k1 1st nach dem Vortrag des Klagers 

selbst wahr Freilich können auch wahre Angaben e1ne Verletzung des Persönlichkeits­

rechtes begrunden, wenn sie e1ne StJgmatJsJerung des Betroffenen beabsichtigen D1es ist 

indessen klagerse1ts n1cht hinreichend dargelegt Allem der Umstand, dass d1e Angaben 

der Beklagten zu den dargestellten Maßnahmen der zuständigen famJiiengerichtiJchen und 

strafprozessualen gerichtlichen Stellen fuhrten, belegt e1ne derart1ge StigmatJsJerung noch 

n1cht. Richtig ist zwar, dass (auch) d1e Angaben der Beklagten uber d1e Wohnung des Kla­

gers 1n Thessalon1ki beJ den zustand1gen genchtiJchen Stellen offenbar den Verdacht be­

grundeten, es bestehe d1e Gefahr emer entsprechenden Aufenthaltsveranderung der Kin­

der Musal. Doch beruft s1ch d1e Beklagte 1nsowe1t mit Recht auf die Wahrnehmung berech­

tigter Interessen, welche grundsatzlieh dann zu bejahen sind, wenn verdachtsbegründen-
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de Mitteilungen an formlieh zustand1ge Behorden weitergegeben werden, w1e es h1er für 

d1e tat1g gewordenen gerichtlichen Stellen zu bejahen 1st 

Anderes gilt freilich fur bewusst wahrheitswidrige Angaben. D1e objektive Unricht1gke1t der 

Angaben- h1er des angegebenen Kennzeichens GI-LM 234 (richt1g: GI-YL 243)- belegt 

Indessen noch nicht e1nen entsprechenden Vorsatz der Beklagten Tatsachen, welche 

den Schluss zuließen, dass die Beklagte das Kennzeichen bewusst falsch angegeben hat, 

s1nd mdessen n1cht vorgetragen. Unw1derlegt ist insbesondere d1e Angabe der Beklagten, 

s1e habe d1ese Informationen 1m Zuge anwaltlicher Tat1gkeit erlangt, welche der anwaltli­

ehen Schwelgepflicht unterliegen ln diesem Zusammenhang darf auch darauf verwiesen 

werden, dass der Klager selbst noch in der Klageschnft vom 11 10 2013 ausdrücklich hat 

vortragen lassen, d1e Beklagte habe ent~prechende "vermeintliche Kenntnisse 1m Zuge 

der anwaltliehen Vertretung" erlangt (Se1te 4 M1tte der Klageschnft = BI 4 d A) Wenn der 

Belstand des Klagers insoweit im Term1n vom 11.2.2014 d1e Herkunft der Informationen 

aus der Tat1gke1t der Beklagten für Frau Bachmann m1t der Begründung verne1nt hat, die­

se habe e1ne derartige Wellergabe von Informationen an d1e Beklagte bestntten, so indi­

ziert d1es n1cht die Unncht1gke1t des Beklagtenvortrages und erst recht nicht eme bewusste 

Falschm1tte1lung se1tens der Beklagten. Es 1st v1elmehr umgekehrt: Der vom Klager und 

semem Beistand mehrfach hervorgehobene Umstand der unstreitig falschen Kennzei­

chenangabe spncht eher fur e1nen Irrtum auf Seiten der Beklagten, we1l sich d1e Zuord­

nung e1nes falschen Kennzeichens typ1scherwe1se umgehend aufklart und 1nsowe1t n1cht 

zum vermeintlich absichtsgernaß verfolgten Interesse unbegrundeter Verdachtigung und 

Verfolgung passt. 

E1n anspruchsbegrundender Verstoß der Beklagten gegen datenrechtliche Vorschriften 

(§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung m1t BDSG) sche1tert schon daran, dass d1e Beklagte 

keine offentliehe Stelle 1m S1nne d1eser Vorschriften 1st und ke1n Fall betroffen 1st, in dem 

auch nicht-offentliehe Stellen dem BDSG unterliegen (vgl naher Gola-Schomerus, BDSG, 

11. Auflage, § 1 Randzeichen 19 b1s 21) Auch der klagerseits reklamierte Verstoß gegen 

§ 353 d StGB 1st anhand des klagensehen Tatsachenvortrages n1cht nachvollziehbar, we1l 

- w1e bere1ts ausgefuhrt - keme best1mmte nicht-öffentliche Verhandlung bezeichnet 1st, 

aus welcher d1e Beklagte d1e entsprechenden Informationen erlangt hat, wahrend umge­

kehrt 1hr Vortrag, s1e habe d1e lnformat1onen aus der Schweigepflicht unterliegender an­

waltlicher Tatigkeit in tatsachlicher H1nsicht mcht substantiiert angegriffen wird Nur am 
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Rande se1 vermerkt, dass der Hinweis der Beklagten, Unterhaltsverfahren seien zu jener 

Ze1t noch öffentlich gewesen, 1n rechtlicher Hinsicht zutnfft 

Zur Vermeidung von MJssverständnJssen sei h1nzugefugt, dass d1e vom Klager ausge­

brachte und 1n seinem Pladoyer vertiefte Wertung des Verhaltens der Beklagten als "De­

nunziation" oder gar "Rufmord" aus se1ner S1cht verständlich erscheinen mag, sowe1t die 

Angaben der Beklagten gegenuber dem Amtsgenchi G1eßen tatsächlich gewichtige Belas­

tungen des Klagers ausgelost haben Von Rechts wegen ist Jedoch festzuhalten, dass 

verdachtsbegrundende Außerungen gegenüber Behorden - wie oben 1m Emzelnen na­

her ausgefuhrt - grundsatzlieh ke1ne rechtlichen Abwehranspruche auslosen, solange 

n1cht feststeht, dass s1e bewusst wahrheitsw1dng erfolgt s1nd Fur d1esen Schluss re1cht 

der klagerische Tatsachenvortrag indessen n1cht aus. Dies gilt auch unter voller Berück­

sichtigung der Erwagungen und Schlussfolgerungen, welche er und sein Belsland in der 

mundliehen Verhandlung vorgetragen haben 

Nach alledem liegt auch kein zum Schadenersatz verpflichtendes Verhalten der Beklagten 

vor, so dass der geltend gemachte Schmerzensgeldanspruch nicht in Betracht kommt 

Die Nebenentscheidungen folgen aus §§ 91 Abs 1, 708 Nr. 11, 711 ZPO. 

Dr. Nierwetberg 
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